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KAARST (seeg) Zu den Plänen der
Kaarster Stadtverwaltung, an der
Ludwig-Erhard-Straße im Westen
der Stadt sozial gefördertenWohn-
raum zu errichten, sind im ver-
gangenen Oktober und November
insgesamt drei Beschwerden ein-
gegangen. Im Sozialausschuss am
kommenden Mittwoch (22. März)
legt die Stadt eineBeschlussvorlage
vor, dieAnregungenausderBürger-
schaft zu berücksichtigen und die
Planungen erst einmal nicht wei-
terzuverfolgen. Diese wird dann im
Bau- und Planungsausschuss noch
einmalberaten, denendgültigenBe-
schluss muss der Stadtrat in seiner
Sitzung am 30. März fassen.
Die Beschwerden stammen von

denAnwohnernvomHasenweg,Bi-
berstraße, Gemsenstraße und Lud-
wig-Erhard-Straße. Diese wenden
sich „entschieden gegen den ge-
plantenNeubaueinesneuenWohn-
hauses“,wie es in einerPetition, die
den Sitzungsunterlagen beigefügt
ist, heißt. Kritisiert wird unter an-
derem, dass ein Neubau die ohne-

hin schon angespannte Parkplatz-
situationweiter verschärfenwürde.
DadasViertel in ein Industriegebiet
mitBüro-undGeschäftsräumenauf
der einen und Wohnraum auf der
anderen Seite aufgeteilt ist, wür-
den Privatparkplätze oftmals von
Fremdparkern genutzt. Die Kanali-
sation, die bereits jetzt trotz eines
neuen Überlaufbeckens bei Stark-
regenvollerWasserundUnrat laufe,
würde durch den Bau eines neuen

Wohnhausesweiter belastet. Zudem
sei dasAreal ander Ludwig-Erhard-
Straße/Biberstraße schon jetzt sehr
dicht bebaut, eineweitereVersiege-
lungwürdedie Situationverschlim-
mern. Außerdem liege das geplan-
te Baufenster direkt neben einem
Landschaftsschutzgebiet.
Die größten Sorgen machen sich

die Bewohner aber um die Lärmsi-
tuation. „Der Geräuschpegel durch
spielende Kinder in den Frühjahrs-

und Sommermonaten ist enorm
und endet erst bei Einbruch der
Dunkelheit“, heißt es in einem der
drei Schreiben. Auch ausgediente
Möbel, die vor den Häusern abge-
legt werden, sowie abgestellte Ein-
kaufswagen würden einen „unge-
pflegten Eindruck“ machen: „All
diese Belastungen tragen die An-
wohner seit vielen Jahren mit“,
heißt es weiter. Auch bei einer Info-
veranstaltung vorOrt imSeptember
letzten Jahres hatten die Anwohner
sich gegen einen Neubau ausge-
sprochen.
Die Verwaltung schlägt aufgrund

dieser Beschwerden vor, den Bau
vorerst auf Eis zu legen. In der Be-
schlussvorlage heißt es wörtlich:
„Um den sozialen Frieden an die-
sem Standort nicht weiter zu stra-
pazieren, empfiehlt dieVerwaltung,
die Planung für ein Wohngebäude
im Rahmen des öffentlich-geför-
derten Wohnungsbaus am Stand-
ort Ludwig-Erhard-Straße zum ge-
genwärtigenZeitpunkt nichtweiter
zu verfolgen.“

Pläne für sozialen Wohnungsbau gestoppt
An der Ludwig-Erhard-Straße wird vorerst keine Bebauung mit sozial gefördertem Wohnraum verfolgt.

Bei einer Infoveranstaltung an der Ludwig-Erhard-Straße im September hatten
die Anwohner ihremUnmut Luft gemacht. ARCHIV-FOTO: DOBLER

Drei Top-Acts am
Wochenende im
Einstein-Forum
KAARST (seeg)Die Stadt Kaarst prä-
sentiert am kommenden Wochen-
ende gleich drei Hochkaräter auf
der Bühne des Albert-Einstein-Fo-
rums: Barbara Ruscher, Jürgen von
der Lippe sowie die Kaarster Stern
MixShowmit drei fantastischenCo-
medians. Kulturbereichsleiter Die-
terGüsgen ist vollerVorfreude:„Seid
dabei, wenn das Lachen neu erfun-
den wird. Für Freitag und Sonntag
gibt esnochRestkarten“, soGüsgen.
Barbara Ruscher läutet das Ka-

barett-Wochenende amFreitag, 17.
März, 20 Uhr, mit ihrem Programm
„Mutter ist die Bestie“ ein. Die Ver-
anstaltung sollte eigentlich bereits
am2.Dezember 2022 stattgefunden
haben,wurdeaber verschoben.Ge-
kaufte Karten behalten ihre Gültig-
keit. Satirisch, bissig und charmant
knöpft sich die aus TV-Sendungen
(„Nuhr im Ersten“, „Ladies Night“)
bekannte Kabarett-Lady, WDR-Ra-
diokolumnistinundalleinerziehen-
deMutter Ruscher die brennenden
Themenunserer Zeit vor. AmSams-
tag, 18.März, 20Uhr, kommt Kaba-
rett-Urgestein Jürgen von der Lip-
pe mit seinem Programm „Sex ist
wie Mehl“ nach Kaarst. Die Veran-
staltung, die von Februar 2022 ver-
schobenwurde, ist allerdingsbereits
ausverkauft. Mit der Kaarster Stern
Mixed Show wird dasWochenende
amSonntag, 19Uhr, abgerundet. An
drei Abenden des Jahres werden je-
weils drei Künstler von Modera-
torin Kristina Kruttke präsentiert.
Kruttke ist ein Hansdampf in allen
Show-Gassen, eine Diva, Ulknudel,
ein Vamp und ein Profi der Show-
Moderation. Die Gäste am ersten
MixShow-Abend sindSertaçMutlu,
Christin Jugsch und Jochen Prang.
Alle Künstler der Mixed Show sind
automatisch für den Publikums-
preis „Kaarster Stern“ nominiert,
den das Publikum an den Abenden
durch seinVotumbestimmenkann.

Grundschule: Kommunalaufsicht prüft

VON STEPHAN SEEGER

KAARSTNun schaltet sich die Kom-
munalaufsicht des Rhein-Kreises
Neuss in das Projekt Grundschu-
le Stakerseite ein. Laut Kreisspre-
cher Benjamin Josephs werde die
Vorgehensweise zur Stakerseite ge-
prüft.Dasbestätigte Josephs aufAn-
frage unserer Redaktion. Demnach
forderte der Kreis die Stadt Kaarst
auf, einen Bericht über die Rechts-
verstöße abzulegen. Die Kommu-
nalaufsicht reagiert damit auf den
NGZ-Artikel vom 4. März, in dem
über die Rechtsverstöße berich-
tet wurde. Auf der jüngsten Ratssit-
zung kam durch einen Fragenkata-
log der Kaarster CDU heraus, dass
alle von der Gebäudewirtschaft
Kaarst geschlossenen Verträge mit
einem Auftragswert von mehr als
100.000 Euro „schwebend unwirk-
sam“ sind – also auch die Verträge
zur Stakerseite. DieVerträge sind so
lange inder Schwebe, bis sie geneh-
migt werden. Erst dann werden sie
rückwirkend gültig. Über mögliche

Konsequenzen für die Stadt Kaarst
wollte Josephsnicht spekulieren. Es
komme darauf an, was in dem Be-
richt, der schnellstmöglich an die
Kommunalaufsicht geschickt wer-
den soll, steht.
Zum Start desWettbewerbs wur-

de im Betriebsausschuss am 4. Juni
2020 eine Kostenobergrenze von 18
MillionenEuro inklusiveMehrwert-
steuer verabschiedet. Damals war
die Technische Beigeordnete Sigrid
Burkhart Interims-Betriebsleiterin
der Gebäudewirtschaft Kaarst, mit
ihr begann das Projekt. Rund zwei
Wochen später habedieVerwaltung
der Politik nach Informationen un-
serer Redaktionmitgeteilt, dass das
Geldnicht ausreicht unddieKosten
auf 21 Millionen Euro hochgesetzt.
Daraufhin setztediePolitik 22Milli-
onenEuroan, damit dieVerwaltung
noch etwas Puffer hat. Von dieser
Summe war die Politik bis Oktober
2022 ausgegangen, obwohl verwal-

tungsintern bereits von höheren
Kosten die Rede gewesen sei.
So habe es im Juni 2021 die ers-

ten Angebote der Planungsbüros
gegeben, die bei rund 26 Millionen
Euro gelegen haben sollen. Zwi-
schenzeitlich hatte es einenWech-
sel in der Betriebsleitung der GWK
gegeben,AndreasMoritzwarnun in
der Verantwortung, allerdings nur
bis Ende 2021. Danach übernahm
erneut Sigrid Burkhart. Im Oktober
2021 habe es ein weiteres Angebot
von 29,1 Millionen Euro inklusive
Baunebenkosten gegeben, imMärz
2022 seien sienocheinmal auf rund
31Millionen Euro gestiegen – ohne
Risikozuschlag.Noch immerwurde

die Politik nicht informiert. Im Ok-
tober 2022 gab es dann den großen
Knall: In einer aktualisierten Kos-
tenschätzung tauchte plötzlich die
Zahl 44,1Millionen Euro auf. Allein
vonMai 2022bisOktober 2022habe
dieKostensteigerungachtMillionen
Euro betragen. Der Grund: Für das
neue Schulgebäude wurde – ohne
Beschluss der Politik – eine neue
Lüftungsanlage geplant. Allerdings
seien die Räume dafür zu niedrig
geplant worden, sodass dort keine
Lüftungsanlage reinpasst.Wenndie
Anlagenunwieder rausfliegenwür-
de,würdedasProjekt a) noch teurer
werden und b) länger dauern.
Zudem habe die GWK Verträge

mit den Planern entgegen des ur-
sprünglichenBeschlusses geschlos-
sen. Denn eigentlich waren in der
AusschreibungPauschal-Festpreis-
Verträge gefordert. Allerdings ent-
schied sich die Verwaltung dafür,
sogenannte HOAI (Honorarord-
nung fürArchitektenund Ingenieu-
re)-Verträge zu schließen, die sich
nachden jeweiligenBaukosten rich-
ten: Je teurer die Schule, desto hö-
her das Honorar.

Im Zuge der beim Neubau
der Grundschule Staker-
seite begangenen Rechts-
verstöße hat sich nun die
Kommunalaufsicht des
Rhein-Kreises eingeschal-
tet. Sie fordert einen
Bericht zur Sachlage.

SchulgebäudeDas aktuel-
le Schulgebäude wurde im Jahr
1975 als Interimslösung aufge-
stellt und erfüllt laut Stadtver-
waltung nicht die aktuellen An-
forderungen für einenmodernen
Schulbetrieb.
Rattenschwanz AmNeubau der
Stakerseite hängen weitere Pro-
jekte. Wenn die Schüler in den
Neubau umziehen, soll die Mat-
thias-Claudius-Schule vorüberge-
hend an die Stakerseite ziehen,
bis die eigene Schule saniert ist.

Stakerseite ist seit 1975
eine Interimslösung

INFO

Das Projekt Neubau Grundschule Stakerseite kommt nicht zur Ruhe. Nun ist die Stadt aufgefordert, einen Bericht über
die Rechtsverstöße abzulegen. ARCHIV: LB

950.000 Euro Zuschuss für Geflüchtete
KAARST (NGZ)Finanzspritze für die
Stadt: Kaarst erhält rund 950.000
Euro aus dem Unterstützungspa-
ket der schwarz-grünen Landesre-
gierung für die Versorgung von Ge-
flüchteten. Das teilte Simon Rock,
Sprecher fürHaushalts- undFinanz-
politik der Fraktion Bündnis90/Die
Grünen, mit. Demnach dient das
Geld für die Schaffung, Unterhal-
tung und Herrichtung von Unter-
bringungsmöglichkeiten. Insgesamt
hilft das Land den Städten und Ge-
meinden in Nordrhein-Westfalen

mit 390 Millionen Euro. Das Kabi-
nett hat die Auszahlung am Diens-
tag beschlossen.
„Nordrhein-Westfalen steht zu

seiner humanitären Verpflich-
tung“, sagt der Landtagsabgeord-
nete Simon Rock aus dem Rhein-
KreisNeuss.„FürKaarst undandere
Kommunenbedeutet das eine große
Herausforderung. Es ist richtig, dass
die Landesregierungdie Städte und
Gemeinden bei dieser großen Auf-
gabe unterstützt und konkrete Hil-
fe leistet. Ichmöchtemich auch bei

den vielenHaupt- und Ehrenamtli-
chen für ihr Engagement und ihre
Hilfe für die SchutzsuchendenMen-
schenbedanken.“Das Landeskabi-
nett hatte imFebruardas zweiteUn-
terstützungspaket zur Bewältigung
derKrisensituation inFolgedes rus-
sischen Angriffskriegs in der Ukrai-
ne auf denWeg gebracht. Das Land
stellt rund 670 Millionen Euro aus
demSondervermögen fürMaßnah-
menzurKrisenhilfe, Krisenresilienz
und Krisenvorsorge bereit. Ein gro-
ßer Fokus liegt auf der Unterstüt-

zung der Kommunen für die Un-
terbringung von Geflüchteten. Das
Landeskabinett hat in dieser Wo-
che die Auszahlung dieser Mittel
beschlossen. Gleichzeitig treibt die
Landesregierung den Ausbau der
Kapazitäten in den landeseigenen
Einrichtungen weiter voran.
Neuss wird als größte Stadt im

Rhein-Kreis mit insgesamt 3,3 Mil-
lionen Euro unterstützt. Die Städte
DormagenundGrevenbroicherhal-
ten rund1,4MillionenEuroausdem
Sondervermögen.

BEKANNTMACHUNGEN
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*Amtliche Bekanntmachung
Bebauungsplan Nr. 44 „Großer Mühlenweg“ – Büttgen –, 1. Änderung
Satzungsbeschluss gemäß § 10 Abs. 1 BauGB
(Bekanntmachungsanordnung vom 14.03.2023)
Der Rat der Stadt Kaarst hat in seiner Sitzung am 02.03.2023 folgenden Beschluss gefasst:

Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), bekanntgemacht am 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), in
der derzeit geltenden Fassung, in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen (GO NRW), bekanntgemacht am 14. Juli 1994 (GV.NW. S. 666), in der derzeit gelten-
den Fassungwird der Bebauungsplan Nr. 44 „Großer Mühlenweg“ – Büttgen –, 1. Änderungmit textlichen
Festsetzungen als Satzung beschlossen.
Die Entwurfsbegründung nach § 2a BauGB wird als Entscheidungsbegründung übernommen

Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist der zeichnerischen Darstellung zu entnehmen.

Der vorstehende Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 44 „Großer Mühlenweg“ – Büttgen –,
1. Änderung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.
Kaarst, den 14.03.2023
Die Bürgermeisterin
Gez.
Ursula Baum

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Satzung der Stadt Kaarst über den Bebauungsplan Nr. 44 „Großer Mühlenweg“ – Büttgen –,
1. Änderungmit textlichen Festsetzungen wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.
Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft.
Der Bebauungsplan Nr. 44 „Großer Mühlenweg“ – Büttgen –, 1. Änderung mit textlichen Festsetzungen wird
mit seiner Begründung vom Tag der Veröffentlichung dieser Bekanntmachung an zu jedermanns Einsicht im
Infobüro Planen und Bauen im Rathaus Büttgen, Rathausplatz 23 in 41564 Kaarst, Zimmer 214/217, während
der Öffnungszeiten, zurzeit von
Montag bis Freitag von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr
Donnerstag von 14.00 Uhr bis 18.00 Uhr
nach Vereinbarung zur Einsichtnahme bereitgehalten. Auf Verlangen wird über den Inhalt des Bebauungs-
plan Nr. 44 „Großer Mühlenweg“ – Büttgen –, 1. Änderungmit textlichen Festsetzungen Auskunft gegeben.
Aufgrund der Corona-Pandemie wird aus Gründen des Gesundheitsschutzes eine vorherige Besuchsanmel-
dung (Terminvereinbarung) erbeten. Das Tragen einer Mund-Nasen-Schutzmaske (MNS, medizinische
Maske) wird empfohlen. Sowohl eine Besuchsanmeldung als auch das Tragen einer Mund-Nasen-Schutz-
maske können ggf. bei einer Änderung der pandemischen Lage erforderlich werden.
Termine können online auf der Seite der Stadt Kaarst > Bauen, Verkehr und Umwelt > Infobüro Bauen >
Online-Terminvereinbarung (https://www.kaarst.de/bauen-verkehr-und-umwelt/bauen-und-wohnen/info-
buero-bauen/terminvergabe-infobuero-bauen) oder unter den Telefonnummern 02131/987-853 oder
987-884 bzw. der E-Mailadresse infobuero.planen-bauen@kaarst.de vereinbart werden.
Es wird auf Folgendes hingewiesen:
1) Nach § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom

3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), in der derzeit geltenden Fassung, kann der Entschädigungsberechtig-
te Entschädigung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten
sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn
nicht innerhalb von 3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die vorstehend bezeichneten
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

2) Unbeachtlich werden
a) eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfah-

rens- und Formvorschriften,
b) eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das

Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und
c) nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorganges,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung
schriftlich gegenüber der Stadt Kaarst unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts
geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich
sind.
3) Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i.d.F. der Bekannt-

machung vom 14. Juli 1994 (GV.NW. S. 666), in der derzeit geltenden Fassung, kann die Verletzung von
Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung gegen Aufstellungsbeschlüsse, Satzungen,
sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit
ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn,
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht

durchgeführt,
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist nicht

ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
c) die Bürgermeisterin hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Kaarst vorher gerügt und dabei die

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.
Kaarst, den 14.03.2023
Die Bürgermeisterin
Gez.
Ursula Baum
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